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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Weitwirtschaftsgipfei - Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 

— Die 80er Jahre waren für die Industrieländer eine Phase hohen 
und stabilen Wachstums. Wirkungsvolle Begrenzung der Infla- 
tion, funktionierende Finanzmärkte und rückläufige außen- 
wirtschaftliche Ungleichgewichte waren Ausdruck einer er- 
folgreichen Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

— Im letzten Jahr hat das weltwirtschaftliche Wachstumstempo 
merklich nachgelassen, drei G 7-Länder befinden sich in einer 
Rezession. Mit dem Umbruch in Osteuropa und der UdSSR sind 
neue Herausforderungen gewaltigen Ausmaßes auf die west- 
lichen Industrieländer gekommen. 

— Die Sorge um die kurzfristige Entwicklung darf nicht dazu 
führen, die erfolgreiche Politik der 80er Jahre in Frage zu 
stellen. Ihre wesentlichen Elemente sind 

O eine auf Preisniveaustabilität ausgerichtete Geldpolitik, die 
für dauerhaftes Wachstum sorgt, 

O eine mittelfristige Orientierung der Finanzpolitik mit dem 
Ziel, die nationalen Ersparnisse zu fördern, die öffentlichen 
Haushalte zu konsolidieren und die Subventionen abzu- 
bauen, 

O Steigerung der ökonomischen Effizienz, 

O internationale Koordinierung der Politik. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
insbesondere für folgende Ziele einzusetzen: 

1. Fortsetzung der Politik der Sozialen Marktwirtschaft 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, auf 
dem Weltwirtschaftsgipfel im Juli 1991 dafür zu sorgen, daß 
diese erfolgreiche Politik der 80er Jahre konsequent weiter 
verfolgt wird. Auf keinen Fall dürfen die Irrtümer der 70er 
Jahre wiederholt werden. Ziel muß es sein, nicht ein etwas 
höheres Wachstum sondern dauerhaftes Wachstum zur Bewäl- 
tigung der großen Probleme der Gegenwart zu fördern. 
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2. Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit 

— Gerade angesichts des hohen politischen Risikopotentials 
infolge der Transformation der ehemals planwirtschaftlichen 
Volkswirtschaften des Ostens zur Marktwirtschaft aber auch 
mit Blick auf die abgeschwächte weltwirtschaftliche Ent- 
wicklung ist eine enge und vertrauensvolle wirtschaftspoli- 
tische Kooperation heute besonders wichtig. 

— Es sind deutliche Anstrengungen zur Verringerung der 
öffentlichen Defizite und zur Förderung privater Ersparnis- 
bildung notwendig. Dies ist erforderlich, damit die Zinsen 
sinken können. 

— Letzteres gilt insbesondere angesichts der Reformen Ost- 
europas und der Sowjetunion, die eine umfassende wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit erfordern. Der hohe Kapitalbe- 
darf der östlichen Länder erfordert besondere Anstrengun- 
gen zur Mobilisierung vor allem privaten Kapitals zur Unter- 
stützung der wirtschaftlichen und politischen Reformen in 
Osteuropa. 

— Bei weltweit hohem Kapitalbedarf sind Reduktion der 
öffentlichen Defizite und private Ersparnisbildung gleicher- 
maßen wichtig. Die zentrale Aufgabe der Geldpolitik liegt 
im Schutz der privaten Ersparnisse vor Inflation, Das al^lseits 
erwünschte Ziel sinkender Zinsen kann nur durch adäquate 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der jeweiligen Länder er- 
reicht werden. 

3. Der Uruguay-Runde zum Erfolg verhelfen 

Der Wirtschaftsgipfel muß entscheidend dazu beitragen, daß 
die Verhandlungen der laufenden Uruguay-Runde wieder auf- 
genommen und sobald wie möglich mit einem ehrgeizigen und 
ausgewogenen Verhandlungsergebnis zum Abschluß gebracht 
werden. Der Wirtschaftsgipfel sollte hierzu Vorgaben für die 
zentralen Verhandlungsthemen im Agrarbereich, beim Markt- 
zugang sowie dem Schutz geistigen Eigentums geben und die 
Richtung für eine mögliche Einigung aufzeigen. 

4. Integration der mittel- und osteuropäischen Staaten in die 
Weltwirtschaft 

Der London-Gipfel sollte die Volkswirtschaften in Osteuropa - 
bei allen Schwierigkeiten, die beim Übergang in die Markt- 
wirtschaft unvermeidlich sind - ermutigen, den eingeschlage- 
nen Reformkurs beizubehalten und umfassende politische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit anbieten. Der Reformprozeß 
kann durch die Mobilisierung privater Investitionen, insbeson- 
dere aber auch durch eine offene Handelspolitik der westlichen 
Industrienationen nachhaltig gefördert werden. Die multilate- 
ralen Institutionen sollten aufgefordert werden, ihre erprobten 
Instrumente noch effektiver zu koordinieren und verstärkt ein- 
zusetzen. 
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5. Zusammenarbeit mit der Sowjetunion fördern 

Die Bundesregierung soll sich dafür einsetzen, daß die Gipfel- 
nationen zusammen mit den internationalen Finanzinstitutio- 
nen (IWF, Weltbank, OECD, EBWE) den Reformprozeß in der 
Sowjetunion mit einem gemeinsamen Hilfspaket finanzieller, 
kommerzieller und technischer Maßnahmen unterstützen. 
Diese Maßnahmen müssen mit zügigen und grundlegenden 
Wirtschaftsreformen in der Sowjetunion verbunden werden, 
deren Einhaltung von den internationalen Finanzinstitutionen 
überwacht werden. 

6. Waffenexportkontrollen verbessern 

Die Frage einer effizienteren Waffenexportkontrolle wird für 
die Glaubwürdigkeit der künftigen Politik eine wichtige Rolle 
spielen. Der Irak-Konflikt hat gezeigt, daß die unkontrollierte 
Aufrüstung einzelner Staaten eine ernste Gefahr für den Frie- 
den bedeutet. Nationale Maßnahmen können dem aber nur be- 
grenzt entgegenwirken. 

Der Wirtschaftsgipfel muß hier einen Impuls zur Harmonisie- 
rung unterschiedlicher nationaler Exportbestimmungen geben, 
mit dem Ziel, einem internationalen Verhaltenskodex näher zu 
kommen. 

7. Globalen Umweltschutz stärken 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, ihr richtungsweisen- 
des Engagement im Umweltbereich auf dem Wirtschaftsgipfel 
fortzusetzen. 

Die Gipfel-Staaten müssen alles tun und sich dafür einsetzen, 
damit die Konferenz Umwelt und Entwicklung 1992 in Brasilien 
zu einem Erfolg wird. Hierzu gehören die Schaffung einer 
Weltklimakonvention und völkerrechtlich verbindliche, Ver- 
einbarungen zur Verringerung der C02-Emissionen, inter- 
nationale Vereinbarungen zum Schutz der Wälder und der 
Artenvielfalt. Insbesondere die in Houston getroffenen Ver- 
einbarungen zum Schutz der Tropenwälder müssen jetzt zügig 
umgesetzt werden. 

8. Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 

Der Gipfel sollte das Angebot partnerschaftlicher Zusammen- 
arbeit bekräftigen. Der Erfolg der Entwicklungsländer bei Stär- 
kung der Wachstumsgrundlagen und Verbesserung der 
Lebensbedingungen ist im weltweiten Interesse. 

Grundlage internationaler Hilfe sind Reformen in den Entwick- 
lungsländern selbst. Dazu gehören die Entfaltung privater 
unternehmerischer Initiative, der Aufbau marktwirtschaftlicher 
Strukturen und Systeme sozialer Sicherheit sowie Rechtssicher- 
heit und Demokratie. Die Beschränkung der Rüstungsaus- 
gaben kann den komplementären Prozeß des wirtschaftlichen 
Fortschritts und der Friedenssicherung entscheidend fördern. 
Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung ist vor allem. 


Drucksache 12/741 


3 



Drucksache 12/741 


Deutscher Bundestag - 12, Wahlperiode 


daß Bevölkerungswachstum und wirtschaftliches Wachstum in 
Einklang gebracht werden. 

Der Gipfel sollte Anerkennung aussprechen für Fortschritte 
vieler Entwicklungsländer, die ein ermutigendes Beispiel für 
andere Länder sind, den Weg der Reformen zu gehen. 

Die internationalen Anstrengungen zur Lösung der weltweiten 
Verschuldungsprobleme müssen verstärkt fortgesetzt werden, 
wobei eine zügige Umsetzung der in den Abschlußerklärungen 
der bisherigen Weltwirtschaftsgipfel genannten Elemente der 
weiterentwickelten einzelfallgerechten Schuldenstrategie not- 
wendig ist. 

Die internationalen Finanzierungsinstitutionen müssen weiter- 
hin durch wirtschaftspolitische Beratung und Finanzierung den 
Entwicklungsländern bei Überwindung ihrer wirtschaftlichen 
Stagnation- und ihrer Verschuldungsprobleme zur Seite 
stehen: 

— Erfolgversprechende Reformprogramme müssen darauf 
gerichtet sein, daß Entwicklungsländer durch konsequente 
soziale, politische und wirtschaftliche Reformen in verstärk- 
tem Maße eigene Anstrengungen erbringen, um die Investi- 
tionsbedingungen zu verbessern und der Kapitalflucht ent- 
gegenzuwirken. 

— Zur strukturellen Anpassung gehören auch Reformen im 
Bereich der Land-, Vermögens- und Einkommensverteilung, 
der Demokratisierung und der Bildung sowie beim Aufbau 
funktionstüchtiger Systeme sozialer Sicherheit. Sie müssen 
so konzipiert werden, daß sie die Wirkung der breiten Bevöl- 
kerung erreichen und die besondere Bedeutung der Rolle 
der Frau für den Entwicklungsprozeß ihrer Länder berück- 
sichtigen. 

— Strukturelle Anpassungsprogramme müssen dem spezifi- 
schen Entwicklungsstand, den politischen Durchsetzungs- 
möglichkeiten angepaßt werden und sozial wie auch ökolo- 
gisch verträglich gestaltet werden. 

Die Geschäftsbanken bleiben aufgefordert, im eigenen Inter- 
esse und in eigener Verantwortung wirtschaftliche Reformen in 
den Schuldnerländern durch Finanzierung und Schulden- 
erleichterungen zu unterstützen. 


Bonn, den 13. Juni 1991 


Dr. Alfred Dregger, Dr. Wolfgang Bötsch und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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